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I. Rechtsvorschriften

2210-3-2-WFK

Zweite Verordnung

zur Änderung der

Kunsthochschulregelungsverordnung

Vom 4. September 2008 (GVBl S. 650)

Auf Grund des Art. 106 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen
Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 2006 (GVBl
S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt geändert durch 
§ 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2008 (GVBl S. 369), erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst folgende Verordnung:

§ 1

In der Verordnung über abweichende Regelungen vom
Bayerischen Hochschulgesetz an Kunsthochschulen
(Kunsthochschulregelungsverordnung–KHSchRV) vom
27. Februar 2007 (GVBl S. 214, BayRS 2210–3–2–WFK),
geändert durch Verordnung vom 21. August 2007 (GVBl
S. 631), wird folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a

Studierendenvertretung an der
Hochschule für Musik Nürnberg

(1) 1Der Vertreter oder die Vertreterin der Studieren-
den im Senat nach Art. 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayHSchG
wird an der Hochschule für Musik Nürnberg abweichend
von Art. 38 Abs. 1 Satz 1 BayHSchG vom Studentischen
Konvent aus dessen Mitte gewählt. 2§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
der Wahlordnung für die staatlichen Hochschulen
(BayHSchWO) vom 16. Juni 2006 (GVBl S. 338, BayRS

2210–1–1–2–WFK) findet auf diese Wahl keine Anwen-
dung; näheres über die Wahl regelt die Grundordnung.

(2) Die vier Mitglieder, die mit dem Vertreter oder der
Vertreterin der Studierenden im Senat nach Art. 25 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayHSchG den Sprecher- und Spre-
cherinnenrat bilden, werden an der Hochschule für Mu-
sik Nürnberg abweichend von Art. 52 Abs. 3 Satz 7
Halbsatz 2 BayHSchG vom Studentischen Konvent aus
dessen Mitte gewählt.

(3) Eine dem Sprecher- und Sprecherinnenrat vorsit-
zende Person wird an der Hochschule für Musik Nürn-
berg abweichend von Art. 52 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2
BayHSchG nicht bestimmt.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2008
in Kraft.

München, den 4. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas G o p p e l

Staatsminister

KWMBl 2008 S. 546
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Es erlassen auf Grund von

1. Art. 43 Abs. 7, Art. 44 Abs. 4 Satz 5 und Abs. 5,
Art. 45 Abs. 2, Art. 106 Abs. 1 Satz 1 des Bayeri-
schen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai
2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2008
(GVBl S. 369),

das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, soweit erforderlich
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus,

2. Art. 43 Abs. 7 und 8, Art. 106 Abs. 1 Satz 2 des
Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom
23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 8. Juli
2008 (GVBl S. 369),

das Bayerische Staatsministerium für Unterricht
und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst,

folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Qualifikation für ein
Studium an den Hochschulen des Freistaates Bayern
und den staatlich anerkannten nichtstaatlichen
Hochschulen (Qualifikationsverordnung – QualV)
vom 2. November 2007 (GVBl S. 767, BayRS 
2210–1–1–3–UK/WFK) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Überschrift
des § 30 das Wort „besonders“ gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 werden nach dem Wort „anerkannten“
jeweils die Worte „Fachoberschule oder“ ein-
gefügt.

b) In Nr. 5 wird der Strichpunkt durch einen
Punkt ersetzt.

c) Nr. 6 wird aufgehoben.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden nach dem Wort „anerkannten“
die Worte „Fachoberschule oder“ eingefügt.

b) Nr. 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3 und erhält fol-
gende Fassung:

„3. Zeugnis über die Abschlussprüfung am
Staatsinstitut für die Ausbildung von För-
derlehrern zusammen mit einer Urkunde
des Staatsministeriums für Unterricht und
Kultus über den Erwerb der fachgebunde-
nen Hochschulreife gemäß § 24 der Studien-
ordnung für das Staatsinstitut für die Aus-
bildung von Förderlehrern (Förderlehrer-
studienordnung – FölSO) vom 24. Juni 2008
(GVBl S. 399, BayRS 2038–3–4–9–1–UK) in
der jeweils geltenden Fassung,“.

d) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4; nach dem
Klammerzusatz „(GVBl S. 436, ber. S. 516,
BayRS 2038–3–4–8–7–UK)“ werden die Worte
„in der jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.

e) Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

4. In § 5 Nr. 1 werden nach dem Wort „Lehramtsstu-
diengängen“ die Worte „und zu Diplom-,
Bachelor- und Masterstudiengängen für Berufs-
und Wirtschaftspädagogen“ eingefügt.

5. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Worten
„Hochschulreife einer“ die Worte „öffentlichen
oder staatlich anerkannten Fachoberschule oder“
eingefügt.

6. In § 7 Nr. 5 wird jeweils das Wort „Baden-Würt-
temberg“ durch das Wort „Sachsen“ ersetzt.

7. In § 8 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „einer“
die Worte „öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachoberschule oder“ eingefügt.

8. In § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 wird jeweils
das Wort „besonders“ gestrichen.

9. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird in Nr. 6 der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und es werden folgende
Nrn. 7 bis 9 angefügt:

„7. einer öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsfachschule im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung der Doppel-
qualifizierung Berufsausbildung und
Fachhochschulreife an Berufsfachschulen
des Gesundheitswesens;

8. einer öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsfachschule im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung neuer
Ausbildungsangebote in Pflegeberufen;

9. der Staatlichen Berufsfachschule für Assis-
tenten für Hotel- und Tourismusmanage-
ment in Wiesau.“

2210-1-1-3-UK/WFK

Verordnung

Zur Änderung der

Qualifi kationsverordnung

Vom 25. September 2008 (GVBl S. 785)
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b) In Satz 2 werden die Worte „§ 56 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 54 Abs. 3 der Schulordnung für
die Fachoberschulen und Berufsoberschulen in
Bayern (Fachober- und Berufsoberschulord-
nung – FOBOSO) vom 10. März 1998 (GVBl 
S. 157, BayRS 2236–7–1–1–UK/2236–8–1–1–UK)“
durch die Worte „§ 76 Abs. 2 in Verbindung
mit § 74 Abs. 3 der Schulordnung für die
Berufliche Oberschule – Fachoberschulen und
Berufsoberschulen – (Fachober- und Berufs-
oberschulordnung – FOBOSO) vom 28. August
2008 (GVBl S. 590, BayRS 2236–7–1–UK)“
ersetzt.

10. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „besonders“
gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „nach dem 
31. Dezember 1994“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden das Wort „ferner“ und
die Worte „ein erheblich über dem Durch-
schnitt liegendes Ergebnis nachgewiesen
wird und“ gestrichen.

cc) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

11. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Halbsatz 1 werden die Worte „einzelne
Studiengänge“ durch die Worte „Studiengän-
ge, die zu einem ersten berufsqualifizierenden
Hochschulabschluss führen,“ ersetzt.

b) In Halbsatz 2 werden nach dem Wort „Lehr-
amtsstudiengängen“ die Worte „und bei
Diplom-, Bachelor- und Masterstudiengängen
für Berufs- und Wirtschaftspädagogen“ einge-
fügt.

12. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Zeugnisse der im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung der Jahrgangs-
stufe 13 an Fachoberschulen erworbenen fach-
gebundenen Hochschulreife einer öffentlichen
Fachoberschule, gegebenenfalls in Verbindung
mit dem Zeugnis über den Nachweis der not-
wendigen Kenntnisse in einer zweiten Fremd-
sprache, welche nach § 2 Nr. 6 und § 4 Nr. 3 der
Qualifikationsverordnung in ihrer bis zum 
31. August 2008 geltenden Fassung den Zu-
gang zu den Hochschulen im Freistaat Bayern
eröffnet haben, gelten als Nachweis der Hoch-
schulzugangsberechtigung im bisherigen Um-
fang fort.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 2008 in Kraft.

München, den 25. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas G o p p e l

Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Siegfried S c h n e i d e r

Staatsminister

KWMBl 2008 S. 547



KWMBl Nr. 24/2008 549

Auf Grund des Art. 51 Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230–1–1–UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Juli 2008 (GVBl S. 467), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende
Verordnung:

§ 1 

Schulbücher

(1) 1Schulbücher im Sinn von Art. 51 Abs. 1 Satz 1
BayEUG sind Druckerzeugnisse, die

1. eigens für Unterrichtszwecke zur Erreichung der
in den Lehrplänen festgelegten Lernziele heraus-
gegeben sind,

2. die zum Lernergebnis führenden Überlegungen,
Ab- und Herleitungen darlegen,

3. als Lehr- und Nachschlagewerk dienen und

4. für ein bestimmtes Unterrichtsfach den gesamten
Stoff eines Schuljahres oder Halbjahreskurses ent-
halten, wenn nicht zwingende fachliche oder
pädagogische Gründe einen geringeren oder ver-
mehrten Stoffumfang erfordern. 

2Die Schulbücher müssen nach ihrer äußeren Be-
schaffenheit für einen mehrjährigen Gebrauch geeig-
net sein. 3Sie dürfen insbesondere keinen Raum für
Eintragungen durch die Schülerinnen und Schüler
vorsehen. 

(2) 1Als Schulbücher im Sinn von Art. 51 Abs. 1
Satz 1 BayEUG gelten darüber hinaus  Druckerzeug-
nisse, die von den Voraussetzungen des Abs. 1, denen
sie im Übrigen entsprechen, dadurch abweichen, dass
sie eine besondere Auswahl, Zusammenstellung oder
Aufteilung von Texten verschiedener Art oder von
bildlichen oder zahlenmäßigen Darstellungen enthal-
ten, oder Fachbücher sind, die für den Unterricht in
einzelnen Fächern verwendet werden müssen, weil es
keine den Anforderungen des Abs. 1 Nr. 1 entspre-
chenden Schulbücher gibt. 2Schulbücher im Sinn von
Satz 1 sind insbesondere Bibeln, Gebetbücher, Ge-
sangbücher und Katechismen, eigens für Unter-
richtszwecke herausgegebene Lesebücher, Atlanten,
Formelsammlungen für den Mathematik- und
Physikunterricht sowie Texte mit ausführlicher
inhaltlicher Erläuterung oder mit verschiedenartiger
Aufgabenstellung zur Texterschließung.

(3) Als Schulbücher im Sinn von Art. 51 Abs. 1

Satz 1 BayEUG gelten darüber hinaus Druckerzeug-
nisse, die die allgemeinen Grundlagen und zentralen
Intentionen der Seminare in der Oberstufe des acht-
jährigen Gymnasiums beinhalten. 

(4) Als Schulbücher gelten bei Schulen zur sonder-
pädagogischen Förderung und für Kranke, für die
keine geeigneten Schulbücher zugelassen sind, auch
fototechnische Umdrucke (insbesondere Vergröße-
rungen) aus zugelassenen Schulbüchern; die Vor-
schriften des Urheberrechtsgesetzes bleiben unbe-
rührt.

§ 2 

Arbeitshefte und Arbeitsblätter

(1) Arbeitshefte und Arbeitsblätter sind von
Verlagen hergestellte Druckerzeugnisse, welche nicht
die Aufgaben eines Schulbuchs ganz oder teilweise
erfüllen sollen, sondern den Zweck haben, durch
Aufbereitung, Wiederholung und Vertiefung des in
den Schulbüchern zu behandelnden Stoffs zur
Erreichung des Lernziels beizutragen.

(2) Arbeitshefte im Sinn des Abs. 1 sind insbeson-
dere auch Sammlungen von Texten gleicher Gattung,
die von verschiedenen Autorinnen und Autoren ver-
fasst und nicht näher erläutert sind.

§ 3 

Zulassungsvoraussetzungen

(1) Lernmittel im Sinn der §§ 1 und 2 werden vom
Staatsministerium für Unterricht und Kultus auf
Antrag in seinem Geschäftsbereich zum Gebrauch in
den Schulen nur zugelassen, wenn sie 

1. nicht in Widerspruch zu geltendem Recht stehen,

2. die Anforderungen der Lehrpläne erfüllen,

3. den Anforderungen entsprechen, die nach pädago-
gischen Erkenntnissen, insbesondere nach metho-
dischen und didaktischen Grundsätzen sowie nach
Auswahl, Anordnung, Darbietung und Umfang des
Stoffs für die betreffende Schulart und Jahrgangs-
stufe angemessen sind,

4. im Fach Religionslehre von der betreffenden Reli-
gionsgemeinschaft als mit ihren Glaubensgrund-
sätzen vereinbar erklärt worden sind und 

5. keine für den Unterricht nicht erforderliche
Werbung enthalten. 

2230–3–1–1–UK

Verordnung
über die Zulassung von Lernmitteln 

(Zulassungsverordnung – ZLV)

Vom 17. November 2008

2230-3-1-1-UK

Verordnung

über die Zulassung von Lernmitteln

(Zulassungsverordnung – ZLV)

Vom 17. November 2008 (GVBl S. 902)
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(2) Lernmittel, die der Begleitung des Wissen-
schaftspropädeutischen Seminars und des Projekt-
seminars zur Studien- und Berufsorientierung in der
Oberstufe des achtjährigen Gymnasiums dienen,
werden zugelassen, wenn sie die in Abs. 1 Nrn. 1, 3
und 5 genannten Voraussetzungen erfüllen. 

§ 4 

Zulassungsantrag

(1) 1Antragsberechtigt ist der Verlag des Lernmit-
tels. 2Für Lernmittel, die im Fach Religionslehre zu-
gelassen werden sollen, kann auch die betreffende
Religionsgemeinschaft den Antrag stellen.

(2) 1Der Antrag ist schriftlich zu stellen. 2Er muss
das zuzulassende Lernmittel bezeichnen und bestim-
men, für welche Schulart, Jahrgangsstufe und für
welches Unterrichtsfach die Zulassung begehrt wird.

(3) 1Dem Antrag sind für jede Schulart, für welche
die Zulassung beantragt wird, jeweils zwei Prüf-
stücke beizufügen. 2Prüfstücke sind ausschließlich
ein fertig ausgedrucktes Exemplar des Lernmittels
oder ein vollständiges und geheftetes Manuskript in
Farbdruck, sofern das Lernmittel in Farbdruck
erscheinen soll.

§ 5

Prüfungsverfahren

(1) Die eingereichten Prüfstücke werden in der
Regel von zwei Sachverständigen begutachtet, die
vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus
ausgewählt und bestellt werden.

(2) Lernmittel für das Fach Religionslehre werden
vom Verlag der betreffenden Religionsgemeinschaft
zur Stellungnahme zugeleitet, wenn diese den
Zulassungsantrag nicht selbst gestellt hat. 

§ 6 

Zulassungsbescheid

1Die Zulassung eines Lernmittels zum Gebrauch
in einer bestimmten Schulart und Jahrgangsstufe
sowie in einem bestimmten Unterrichtsfach erfolgt
durch Bescheid gegenüber dem Antragsteller. 2Sie
gilt, sofern im Einzelfall nicht ausdrücklich etwas
anderes bestimmt ist, nach Maßgabe der Anlage zu
dieser Verordnung auch als Zulassung für eine ande-
re Schulart und Jahrgangsstufe sowie für ein anderes
Unterrichtsfach.

§ 7

Belegstücke

1Nach Bekanntgabe des Zulassungsbescheids hat
die Antragstellerin oder der Antragsteller dem
Staatsministerium für Unterricht und Kultus
Belegstücke in angeforderter Stückzahl zu überlas-
sen. 2Sie oder er hat gleichzeitig zu versichern, dass

die Belegstücke mit den Prüfstücken, die Gegenstand
des Zulassungsbescheids sind, inhaltlich überein-
stimmen.

§ 8 

Öffentliche Bekanntgabe 

(1) Die Zulassung eines Lernmittels im Geschäfts-
bereich des Staatsministeriums für Unterricht und
Kultus wird im Gesamtverzeichnis der Lernmittel
auf der Homepage des Staatsministeriums für
Unterricht und Kultus unter der Adresse
www.stmuk.bayern.de mit dem Datum der Zulassung
regelmäßig veröffentlicht.

(2) 1Als Veröffentlichung der Rücknahme und des
Widerrufs einer Zulassung gilt, wenn ein Lernmittel
in dem Gesamtverzeichnis der zugelassenen Lernmit-
tel nicht mehr aufgeführt wird. 2Soweit die im Ge-
samtverzeichnis nicht mehr aufgeführten Lernmittel
an den Schulen im Zeitpunkt der Löschung aus dem
Gesamtverzeichnis noch vorhanden sind, dürfen sie
aufgebraucht werden, soweit sie noch dem geltenden
Lehrplan bzw. den allgemeinen Intentionen der
Seminare entsprechen. 

§ 9 

Verfahren bei Neuauflagen

(1) 1Neuauflagen zugelassener Lernmittel sind der
Zulassungsbehörde durch die Antragsberechtigte
oder den Antragsberechtigten unter Kennzeichnung
etwaiger Veränderungen gegenüber der zugelassenen
Vorauflage anzuzeigen. 2Die Anzeige gilt als Antrag
auf Zulassung zu dem Gebrauch in den Schulen. 3Die
Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 gelten entsprechend.

(2) Die Neuauflage gilt gegenüber der Anzeigenden
oder dem Anzeigenden als zugelassen, wenn ihr bzw.
ihm nicht innerhalb von sechs Monaten seit Eingang
der Anzeige die Einleitung eines Prüfverfahrens mit-
geteilt oder die Zulassung versagt wird.

§10

Zulassung für Schulversuche und zur Erprobung

1Zur Durchführung von Schulversuchen oder aus
pädagogischen Gründen, insbesondere zur Prüfung
neuer methodischer oder didaktischer Erkenntnisse,
können Schulen beim Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus die befristete Verwendung weiterer
Lernmittel beantragen. 2Das Staatsministerium für
Unterricht und Kultus kann dem Antrag entspre-
chen, wenn das Lernmittel die in § 3 Nrn. 1 bis 3
genannten Zulassungsvoraussetzungen erfüllt.

§ 11

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in
Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Dezember 2008 tritt die
Verordnung über die Zulassung von Lernmitteln

§ 10
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(ZLV) vom 13. September 2000 (GVBl S. 739, BayRS
2230–3–1–1–UK), geändert durch § 2 der Verordnung
vom 18. August 2005 (GVBl S. 464), außer Kraft.

München, den 17. November 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig S p a e n l e

Staatsminister

KWMBl 2008 S. 549
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1. Als Zulassung zum Gebrauch an Förderschulen
gilt die Zulassung eines Lernmittels zum Ge-
brauch an den entsprechenden allgemein bilden-
den und beruflichen Schulen.

2. Als Zulassung zum Gebrauch an Wirtschafts-
schulen gilt die Zulassung eines Lernmittels zum
Gebrauch an

– Gymnasien für die Jahrgangsstufen 5 bis 10

– Realschulen.

3. Als Zulassung zum Gebrauch an Schulen beson-
derer Art (integriert) in der jeweils entsprechen-
den Jahrgangsstufe oder Leistungsstufe gilt die
Zulassung eines Lernmittels zum Gebrauch an

– Hauptschulen

– Realschulen

– Gymnasien.

4. Als Zulassung zum Gebrauch an Abendreal-
schulen gilt die Zulassung eines Lernmittels zum
Gebrauch an Realschulen. Für das Fach Sozial-
lehre gilt die Zulassung eines Lernmittels zum
Gebrauch an Gymnasien im Fach Sozialkunde.

5. Als Zulassung zum Gebrauch an Abendgymna-
sien und Kollegs gilt die Zulassung eines Lern-
mittels zum Gebrauch an Gymnasien.

6. Als Zulassung zum Gebrauch an Berufsschulen
zur sonderpädagogischen Förderung gilt die
Zulassung eines Lernmittels zum Gebrauch an
Volksschulen zur sonderpädagogischen Förde-
rung. 

7. Als Zulassung zum Gebrauch an Berufsfachschu-
len gilt die Zulassung eines Lernmittels zum
Gebrauch an Berufsschulen.

8. Als Zulassung zum Gebrauch an Berufsfachschu-
len, die einen mittleren Schulabschluss voraus-
setzen, gilt auch die Zulassung eines Lernmittels
zum Gebrauch an Fachoberschulen.

9. Als Zulassung zum Gebrauch an Fachschulen in
den Fächern Deutsch, Deutsch und Kommuni-
kation, Sozialkunde/Staatsbürgerkunde, Mathe-
matik, Religionslehre und Ethik gilt die Zulas-
sung eines Lernmittels zum Gebrauch an

– Fachoberschulen

– Berufsoberschulen.

10. Als Zulassung zum Gebrauch an Fachakademien
gilt die Zulassung eines Lernmittels zum Ge-
brauch an

– Gymnasien

– Fachoberschulen

– Berufsoberschulen

– zweijährigen Fachschulen.

11. Als Zulassung zum Gebrauch an Fachoberschu-
len gilt die Zulassung eines Lernmittels zum
Gebrauch an

– Berufsoberschulen

– Gymnasien

– Abendgymnasien

– Kollegs.

12. Als Zulassung zum Gebrauch im Vorkurs der
Berufsoberschule gilt die Zulassung eines Lern-
mittels zum Gebrauch an

– Realschulen für die Jahrgangsstufe 10

– Gymnasien für die Jahrgangsstufe 10.

13. Als Zulassung zum Gebrauch in der Vorklasse an
Berufsoberschulen (Art. 17 Abs. 2 Satz 3 BayEUG)
gilt die Zulassung eines Lernmittels zum Ge-
brauch an

– Realschulen für die Jahrgangsstufe 10

– Gymnasien für die Jahrgangsstufe 10

– Wirtschaftsschulen für die Jahrgangsstufe 10.

14. Als Zulassung zum Gebrauch an Berufsoberschu-
len gilt die Zulassung eines Lernmittels zum Ge-
brauch an

– Fachoberschulen

– Gymnasien

– Abendgymnasien

– Kollegs.

15. Als Zulassung zum Gebrauch an Berufsfachschu-
len für Musik gilt die Zulassung eines Lernmit-
tels zum Gebrauch an beruflichen Schulen in den
Fächern Deutsch/Deutsch und Kommunikation,
Sozialkunde/Staatsbürgerkunde, Religionslehre,
Ethik und Englisch.

16. Als Zulassung zum Gebrauch in allen Ausbil-
dungsrichtungen der Berufsfachschulen des Ge-
sundheitswesens gilt die Zulassung eines Lern-
mittels zum Gebrauch an einer dieser Ausbil-
dungsrichtungen.

17. Als Zulassung zum Gebrauch in Praxisklassen an
Hauptschulen gilt die Zulassung eines Lernmit-
tels zum Gebrauch an Volksschulen zur sonder-
pädagogischen Förderung mit dem Förder-
schwerpunkt Lernen in der jeweils entsprechen-
den Jahrgangsstufe.

Anlage

Erweiterung des Geltungsbereichs von Zulassungen
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2230–7–1–UK

Berichtigung

In § 1 Nr. 12 Buchst. b des Gesetzes zur Änderung
des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes vom 
22. Juli 2008 (GVBl S. 471) muss es anstelle von Satz 1
richtig Satz 2 lauten.

München, den 21. Oktober 2008

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister 

2236–6–1–1–UK

Berichtigung

§ 1 der Siebten Verordnung zur Änderung der
Fachschulordnung vom 26. September 2008 (GVBl 
S. 787) wird wie folgt berichtigt:

1. Nr. 9 muss richtig wie folgt lauten:

„ 9. In § 24 wird jeweils das Wort „Pflichtfä-
chern“ durch das Wort „Vorrückungs-
fächern“ und das Wort „Pflichtfach“ durch
das Wort „Vorrückungsfach“ ersetzt.“

2. Nr. 13 muss richtig wie folgt lauten:

„13. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Pflicht-
fach“ durch das Wort „Vorrückungsfach“,
das Wort „Pflichtfächern“ durch das Wort
„Vorrückungsfächern“ und das Wort „Pflicht-
fächer“ durch das Wort „Vorrückungs-
fächer“ ersetzt.“

München, den 21. Oktober 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Josef  E r h a r d ,  Ministerialdirektor 

2230–7–1–UK

Berichtigung (GVBl S. 855)

2236–6–1–1–UK

Berichtigung (GVBl S. 855)

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Eberhard S i n n e r

Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Josef E r h a r d

Ministerialdirektor
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2236–7–1–UK

Berichtigung

Die Schulordnung für die Berufliche Oberschule –
Fachoberschulen und Berufsoberschulen – (Fach-
ober- und Berufsoberschulordnung – FOBOSO) vom
28. August 2008 (GVBl S. 590, BayRS 2236–7–1–UK)
wird wie folgt berichtigt:

1. In § 4 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „Abs. 2“ zu
streichen.

2. In § 18 Abs. 2 ist die Satznummerierung „1“ zu
streichen.

3. In § 20 Abs. 5 Satz 2 sind die Worte „§ 5 Abs. 2 
Nr. 3“ durch die Worte „§ 5 Nr. 3“ zu ersetzen.

4. In Anlage 1 Buchst. B) Ausbildungsrichtung Wirt-
schaft, Verwaltung und Rechtspflege muss es im
Fach Wirtschaftsinformatik oder Französisch (fort-
geführt) statt „ –   47) 67) 5“ richtig „ –   2    2   3“
heißen.

5. In Anlage 2 Fußnote 2 sind richtigerweise die bei-
den letzten Zeilen auszurücken.

6. In Anlage 7 ist in der Zeile „Durchschnitt nach
Noten (SN):“ den Worten „Summe der Punktzah-
len der Fächer“ ein „*“ anzufügen.

München, den 29. Oktober 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Josef  E r h a r d , Ministerialdirektor

2236–7–1–UK

Berichtigung (GVBl S. 906)

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Josef E r h a r d

Ministerialdirektor
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4.2 Die Aufnahme erfolgt zu Beginn der Ausbildung, 

d. h. im ersten Ausbildungsjahr.

4.3 Übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Be-

werber an einer Versuchsschule die Zahl der dort 

vorhandenen Plätze, kann die Schule eine Aus-

wahl nach Eignung und Leistung vornehmen.

5. Inhalt und Organisation des Unterrichts

5.1 Für den Erwerb der Fachhochschulreife ist ein 

Zusatzunterricht erforderlich, der parallel zur Be-

rufsausbildung stattfi ndet und sich über drei Jah-

re erstreckt.

5.2 Dieser Zusatzunterricht fi ndet außerhalb des re-

gulären Berufsschulunterrichts und außerhalb 

der Arbeitszeit des Ausbildungsbetriebs statt. 

Das kann je nach Erfordernissen bzw. Wünschen 

vor Ort – ggf. auch geblockt – am Abend, am 

Samstag oder im Anschluss an den regulären Un-

terricht der Berufsschule sein.

5.3 Der Zusatzunterricht umfasst die Fächer Deutsch, 

Englisch, Mathematik, ein gesellschaftswissen-

schaftliches Fach und ein naturwissenschaftliches 

Fach. Für den Schulversuch gilt zusätzlich zu den 

Stundentafeln der Berufsschule die Stundentafel 

nach Anlage 2.

5.4 Diesen Zusatzunterricht dürfen nur Lehrkräfte mit 

einschlägiger Lehramtsbefähigung für das Lehr-

amt an berufl ichen Schulen oder für das Lehramt 

an Gymnasien erteilen. Für die Erteilung des Zu-

satzunterrichts können neben hauptamtlichen 

Lehrkräften auch Lehrkräfte in Nebentätigkeit 

oder Aushilfslehrkräfte gewonnen werden.

5.5 Der Beginn des Zusatzunterrichts kann um weni-

ge Wochen, längstens bis 1. Dezember des jewei-

ligen Jahres verschoben werden. In diesem Fall 

muss der bis dahin ausgefallene Zusatzunterricht 

noch während des laufenden Schuljahres – ggf. 

in verdichteter Form – eingebracht werden.

6. Klassen- und Gruppenbildung

6.1 Die Klassen für den Zusatzunterricht werden ein-

zügig eingerichtet.

6.2 Die Mindestklassenstärke für die Einrichtung des 

Zusatzunterrichts beträgt 16 Schülerinnen und 

Schüler; die Zahl der Schülerinnen und Schüler 

soll nicht mehr als 32 betragen.

6.3 Im dritten Jahr des Zusatzunterrichts werden 

im Fach Mathematik – abhängig vom jewei-

ligen Ausbildungsberuf – zwei Gruppen gebil-

det: Während in der einen Gruppe Schülerinnen 

und Schüler der gewerblich-technischen Ausbil-

2230.1.3-UK

Schulversuch „Berufsschule Plus – BS+“ 

zum Erwerb der Fachhochschulreife an der 

Berufsschule

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus

vom 15. Oktober 2008 Az.: VII.7-5 S 9641.1/14/3 

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus führt auf Grund von Art. 81 bis 83 des 

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen (BayEUG) den Schulversuch „Be-

rufsschule Plus – BS+“ zum Erwerb der Fachhoch-

schulreife an Berufsschulen nach Maßgabe folgender 

Regelungen durch:

1. Allgemeines

 

 Mit dem Schulversuch „Berufsschule Plus – BS+“ 

soll erprobt werden, ob besonders motivierte und 

leistungsfähige Schülerinnen und Schüler an aus-

gewählten Berufsschulen durch eine zusätzliche 

schulische Weiterqualifi zierung in einem dreijäh-

rigen Bildungsgang sowohl den Berufsabschluss 

als auch die Fachhochschulreife erreichen können.

2. Versuchsschulen

 

 Versuchsschulen sind die federführenden Berufs-

schulen und die Kooperationsschulen gemäß An-

lage 1.

3. Anzuwendende Bestimmungen

 

 Soweit im Folgenden keine abweichenden Rege-

lungen getroffen werden, sind das BayEUG und 

die Schulordnung für die Berufsschulen (BSO) in 

der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

4. Aufnahme

4.1 In den Schulversuch kann – unabhängig vom je-

weiligen Ausbildungsberuf – aufgenommen wer-

den, wer

– eine mindestens zweijährige betriebliche 

Erstausbildung absolviert und

– im Zeugnis über den mittleren Schulab-

schluss einen Notendurchschnitt von mindes-

tens 3,5 in den Fächern Deutsch, Englisch 

und Mathematik vorweisen kann oder über 

die Erlaubnis zum Vorrücken in die Jahr-

gangsstufe 11 des Gymnasiums verfügt.

II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien

für Unterricht und Kultus

und Wissenschaft, Forschung und Kunst
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dungsberufe beschult werden, die die Zusatz-

prüfung im Fach Mathematik/technisch ablegen, 

werden in der anderen Gruppe Schülerinnen und 

Schüler anderer Ausbildungsberufe beschult, die 

die Zusatzprüfung im Fach Mathematik/nicht-

technisch ablegen.

6.4 Soweit an den Versuchsschulen noch Kapazi-

täten bestehen, können auch Schülerinnen und 

Schüler aus anderen als der in Anlage 1 ge-

nannten Berufsschulen in den Zusatzunterricht 

aufgenommen werden, sofern die Schülerinnen 

und Schüler die Zugangsvoraussetzungen nach 

Nr. 4.1 erfüllen. Die Versuchsschule zeigt die 

Aufnahme anderer Schülerinnen und Schüler der 

abgebenden Berufsschule an.

7. Leistungsnachweise
 

 In jedem Schuljahr werden in jedem nach der 

Stundentafel unterrichteten Fach des Zusatz-

unterrichts mindestens zwei Schulaufgaben 

geschrieben und zwei mündliche Leistungs-

nachweise erhoben; ein mündlicher Leistungs-

nachweis kann durch eine Stegreifaufgabe er-

setzt werden.

8. Beendigung der Teilnahme am Schulversuch

8.1 Die Teilnahme am Schulversuch endet, wenn

– das Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendet 

wird,

– das Jahreszeugnis in mindestens einem 

Fach des Zusatzunterrichts die Note 5 oder 

schlechter ausweist,

– die Zusatzprüfung nach Nr. 9 nicht bestan-

den wird oder

– die Erziehungsberechtigten oder die volljäh-

rigen Schülerinnen oder Schüler schriftlich 

ihre Teilnahme am Schulversuch für beendet 

erklären.

8.2 Die Beendigung der Teilnahme am Schulversuch 

hat keine Auswirkungen auf den Besuch der Be-

rufsschule.

9. Prüfungen

9.1 Die Schülerinnen und Schüler legen zusätzlich 

zur Berufsabschlussprüfung die Ergänzungsprü-

fung zum Erwerb der Fachhochschulreife in den 

Fächern Deutsch, Englisch und Mathematik ab.

9.2 Die Zusatzprüfung fi ndet gegen Ende des dritten 

Schuljahres statt.

9.3 Auszubildende mit einer verkürzten Ausbil-

dungszeit von zwei oder zweieinhalb Jahren 

müssen den Zusatzunterricht nach erfolgreicher 

Berufsabschlussprüfung weiter besuchen und 

können erst nach den vorgesehenen drei Jahren 

die Ergänzungsprüfung ablegen. Auszubildende 

mit einer dreieinhalbjährigen Ausbildungsdauer 

nehmen ebenfalls nach drei Jahren an der Ergän-

zungsprüfung teil, können das Zeugnis der Fach-

hochschulreife aber erst erhalten, wenn die Be-

rufsausbildung erfolgreich abgeschlossen wurde.

9.4 Für die Zusatzprüfung gelten § 9 Abs. 1 und 5, 

§§ 10, 11 und 12 Abs. 1, 2, 5 und 6 der Prüfungs-

ordnung für die Ergänzungsprüfung zum Erwerb 

der Fachhochschulreife (ErgPOFHR) entspre-

chend mit den Maßgaben, dass

– eine schriftliche Prüfung in den Fächern 

Deutsch, Englisch und Mathematik abzule-

gen ist,

– im gesellschaftswissenschaftlichen Fach eine 

Gesamtnote aus der Jahresfortgangsnote im 

gesellschaftswissenschaftlichen Fach des 

Zusatzunterrichts und aus der Note im Fach 

Sozialkunde aus dem Abschlusszeugnis der 

Berufsschule gebildet wird, wobei beide No-

ten gleichwertig sind, und

– die Prüfungsgesamtnote aus den Fächern 

Deutsch, Englisch, Mathematik und dem ge-

sellschaftswissenschaftlichen Fach errechnet 

wird.

9.5 Wer die Berufsschule erfolgreich besucht und 

die Berufsabschlussprüfung bestanden hat, nicht 

aber die Zusatzprüfung, kann diese im darauf 

folgenden Schuljahr wiederholen. Die Prüfung 

ist im gesamten Umfang zu wiederholen. In den 

schriftlichen Prüfungsfächern zählen nur die in 

der Prüfung erbrachten Leistungen.

10. Zeugnisse und Abschluss

10.1 Die Fächer des Zusatzunterrichts und die darin 

erzielten Leistungen werden in einem  geson-

derten Jahreszeugnis über den Zusatzunterricht 

ausgewiesen. Die Zeugnisse müssen dem als 

Anlage 3 beigefügten Muster entsprechen und 

werden von der federführenden Schule ausge-

stellt.

10.2 Auf Antrag der am Schulversuch teilneh-

menden Schülerinnen und Schüler nimmt die 

Berufsschule, an der die berufl iche Erstausbil-

dung vermittelt wird, in die Zeugnisse folgende 

Bemerkung auf:

– in Jahreszeugnisse:

 „Die Schülerin/Der Schüler nimmt an dem 

Schulversuch „Berufsschule Plus“ zum Er-

werb der Fachhochschulreife an der (Be-

zeichnung der federführenden Versuchs-

schule) teil.“

– in das Abschlusszeugnis:

 „Die Schülerin/Der Schüler hat an dem Schul-

versuch „Berufsschule Plus“ zum Erwerb der 

Fachhochschulreife an der (Bezeichnung der 

federführenden Versuchsschule) teilgenom-

men.“
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 Wenn eine entsprechende Bemerkung aufge-

nommen werden soll und die Schülerinnen/

Schüler aus anderen als den nach Anlage 1 fe-

derführenden Berufsschulen kommen, bestätigt 

die federführende Berufsschule gegenüber der 

jeweils anderen Berufsschule die Teilnahme der 

Schülerin/des Schülers am Schulversuch.

10.3 Wer die Berufsschule erfolgreich besucht und 

die Berufsabschlussprüfung sowie die Ergän-

zungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschul-

reife erfolgreich abgelegt hat, erhält von der 

federführenden Schule ein Zeugnis, das die Be-

rechtigung zum Studium an Fachhochschulen 

bescheinigt (Zeugnis der Fachhochschulreife). 

Das Zeugnis weist die Gesamtnoten in den vier 

Fächern gemäß § 9 Abs. 1 ErgPOFHR, die Jah-

resfortgangsnote des naturwissenschaftlichen 

Fachs des dritten Jahres des Zusatzunterrichts 

sowie die Prüfungsgesamtnote aus. Das Zeug-

nis muss dem als Anlage 4 beigefügten Muster 

entsprechen.

10.4 Die im Rahmen des Schulversuchs erworbene 

Fachhochschulreife berechtigt nach der Verein-

barung über den Erwerb der Fachhochschul-

reife in berufl ichen Bildungsgängen (Beschluss 

der Kultusministerkonferenz vom 5. Juni 1998 

in der Fassung vom 9. März 2001) in allen Län-

dern in der Bundesrepublik Deutschland zum 

Studium an Fachhochschulen.

11. Inkrafttreten, Dauer

11.1 Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 

1. September 2008 in Kraft.

11.2 Der Schulversuch beginnt mit dem Schuljahr 

2008/09. Der Eintritt in den Schulversuch ist 

letztmalig zum Schuljahr 2011/12 möglich.

K u f n e r 

Ministerialdirigent

KWMBl 2008 S. 555
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                Anlage 1

Versuchsschulen im Schulversuch Berufsschule Plus ab Schuljahr 2008/09

 Regierungsbezirk Federführende Berufsschulen Kooperationsschulen

 Oberbayern
Staatliche Berufsschule 
Berchtesgadener Land, Freilassing

 

 
Staatliche Berufsschule 
Garmisch-Partenkirchen

 

 Staatliche Berufsschule Starnberg  

 Niederbayern Staatliche Berufsschule Vilshofen  

 Oberpfalz Staatliche Berufsschule Wiesau  

 Oberfranken Staatliche Berufsschule Bamberg III
Staatliche Berufsschulen 
Bamberg I und II 

 Mittelfranken
Staatliche Berufsschule Herzogen-
aurach-Höchstadt a.d. Aisch

Staatliche Berufsschulen 
Fürth III und Erlangen 

 Unterfranken
Staatliche Berufsschule 
Bad Kissingen

 

 Schwaben Staatliche Berufsschule Lauingen
Staatliche Berufsschule 
Höchstädt

 
Staatliche Berufsschule Ostallgäu, 
Marktoberdorf
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              Anlage 2

Stundentafel für die Zusatzfächer im Schulversuch Berufsschule Plus

1. Schuljahr 2. Schuljahr 3. Schuljahr

Deutsch 2 1 2

Englisch 1 2 2

Mathematik 2 2 2

Naturwissenschaftlicher 
Unterricht 

– 1 1

Gesellschaftswissen-
schaftlicher Unterricht

1 – –

Insgesamt 6 6 7
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Anlage 3

…………………………………………………………………………………
(Bezeichnung der Schule, Schulort)

JAHRESZEUGNIS

Herr/Frau ……………………………………………………………………………………………………………
(Vorname und Familienname)

geboren am …………………. in …………………………………………... hat im Schuljahr ………………..

den Zusatzunterricht im Rahmen des Schulversuchs „Berufsschule Plus – BS+“ zum Erwerb der Fach-

hochschulreife an der Berufsschule ………………………………………………………….. besucht.

.

Leistungen in den Fächern des Zusatzunterrichts

Deutsch

   Englisch

   Mathematik

Gesellschaftswissenschaftliches Fach1)

Naturwissenschaftliches Fach2)

……………………………………………………., den …………………………..

       
   (Siegel)    

…………………………………………..                                                  ……………………………………….
Schulleiter/Schulleiterin               Klassenleiter/Klassenleiterin

Kenntnis genommen:

…………………………………………..
Erziehungsberechtigter/Erziehungsberechtigte

Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend

Anmerkungen zum Zeugnisvordruck:
1) Gesellschaftswissenschaftliches Fach im ersten Jahr des Zusatzunterrichts. 

2)  Naturwissenschaftliches Fach im zweiten bzw. dritten Jahr des Zusatzunterrichts.
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Anlage 4
…………………………………………………………………………………

(Bezeichnung der Schule, Schulort)

ZEUGNIS DER FACHHOCHSCHULREIFE

Herr/Frau …………………………………………………………………………………………………………..
(Vorname und Familienname)

geboren am ………………………. in ………………………………………………….

hat im Rahmen des Schulversuchs „Berufsschule Plus – BS+“ die Prüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife mit der Prüfungsgesamtnote

                                 =      =   

bestanden.

Die Leistungen in den einzelnen Fächern wurden wie folgt beurteilt:

   Deutsch

   Englisch

   Mathematik

Gesellschaftswissenschaftliches Fach1)

Naturwissenschaftliches Fach2)

Der Prüfungsausschuss hat ihm/ihr in Verbindung mit dem erfolgreichen Abschluss der Berufsschule 
sowie der Berufsausbildung die Fachhochschulreife zuerkannt und damit die Befähigung zum Studium 
an einer Fachhochschule verliehen.

Entsprechend der Vereinbarung von einheitlichen Voraussetzungen für den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bil-
dungsgängen – Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 5. Juni 1998 i.d.F. vom 9. März 2001 – berechtigt dieses Zeugnis in 
allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland zum Studium an Fachhochschulen.

       …………………….., den ………………………..

   (Siegel)   Der/Die Vorsitzende des Prüfungsausschusses:

       ……………………………………………………….

Dem Zeugnis liegt die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über den Schulversuch 
„Berufsschule Plus – BS+“ zum Erwerb der Fachhochschulreife an der Berufsschule vom 15. Oktober 2008 (KWMBl S. 555)
zugrunde.

Notenstufen:     Prüfungsgesamtnote:

sehr gut     1,00 bis 1,50 = sehr gut
gut      1,51 bis 2,50 = gut
befriedigend     2,51 bis 3,50 = befriedigend
ausreichend     3,51 bis 4,50 = ausreichend
mangelhaft
ungenügend

Anmerkungen zum Zeugnisvordruck:
1) Die Note wird aus der Jahresfortgangsnote im gesellschaftswissenschaftlichen Fach des Zusatzunterrichts und aus der Note im     
   Fach Sozialkunde aus dem Abschlusszeugnis der Berufsschule ermittelt.

2) Die Jahresfortgangsnote im naturwissenschaftlichen Fach des dritten Jahres des Zusatzunterrichts bleibt bei der Errechnung 
   der Prüfungsgesamtnote außer Betracht.
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2230.1.1.1.2.4-UK

Förderung der offenen Ganztagsschule für 

Schülerinnen und Schüler 

der Jahrgangsstufen 5 bis 10

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus

vom 28. Oktober 2008 Az.: III.5-5 S 7369.1-4.95 864

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

fördert Angebote der offenen Ganztagsschule grund-

sätzlich für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-

stufen 5 mit 10 im Schuljahr 2008/2009 nach Maßga-

be der folgenden Bestimmungen. Die Förderung ab 

dem Schuljahr 2009/2010 bleibt einer gesonderten 

Bekanntmachung vorbehalten.

1. Zweck der Förderung

 Auf Grund der Veränderungen in Gesellschaft und 

Arbeitswelt, die zu einem tief greifenden Wandel 

der Familienstrukturen geführt haben, und an-

gesichts wachsender Anforderungen an Bildung 

und Erziehung kommt dem Ausbau außerunter-

richtlicher Betreuungs- und Förderangebote für 

Schülerinnen und Schüler eine zunehmende Be-

deutung zu. Das Kinder- und Jugendhilfegesetz 

(SGB VIII) verpfl ichtet die Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, für Kinder im schulpfl ichtigen Al-

ter nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen 

vorzuhalten (§ 24 Abs. 2 SGB VIII); nach Art. 5 

Abs. 1 des Bayerischen Kinderbildungs- und 

Betreuungsgesetzes (BayKiBiG) sollen die Ge-

meinden in den Grenzen ihrer Leistungsfähig-

keit gewährleisten, dass die notwendigen Plätze 

in Kindertageseinrichtungen zur Verfügung ste-

hen.

 Gemäß Art. 31 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes 

über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

(BayEUG) sollen die Schulen durch Zusammen-

arbeit mit Horten, Tagesheimen und ähnlichen 

Einrichtungen die Betreuung von Schülerinnen 

und Schülern außerhalb der Unterrichtszeit för-

dern.

 Mit dem vorliegenden Förderprogramm soll der 

schrittweise Ausbau einer bedarfsgerechten of-

fenen Ganztagsschule für Schülerinnen und 

Schüler der Jahrgangsstufen 5 mit 10 erfolgen. 

Dabei wird, ausgehend von der gemeinsamen 

Verantwortung von Staat, Kommune und Eltern, 

ein schulnahes Angebot vorausgesetzt, das fl exi-

bel auf die Bedürfnisse der Schülerschaft abge-

stimmt ist, deren wachsende Selbstständigkeit 

berücksichtigt und maßgeblich von der Schule 

mitgestaltet wird.

 Eine Verknüpfung mit schulischen Angeboten 

(z. B. Wahl- und Förderunterricht) und mit außer-

schulischen Angeboten (z. B. der Jugendarbeit, 

der Sportvereine, der Musikschulen und anderer 

soziokultureller Einrichtungen) im Umfeld ist an-

zustreben.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Gefördert werden offene Ganztagsschulen an 

und in Verbindung mit Hauptschulen, Volks-

schulen zur sonderpädagogischen Förderung, 

Förderschwerpunkt Lernen (Hauptschulstufen), 

Sonderpädagogischen Förderzentren (Haupt-

schulstufen), Realschulen, Wirtschaftsschulen 

und Gymnasien. Diese sollen im Anschluss an 

den regelmäßigen Vormittagsunterricht an min-

destens vier Tagen pro Unterrichtswoche und im 

Gesamtumfang von mindestens zwölf Stunden 

pro Woche ein regelmäßiges Betreuungs- und 

Förderangebot im Sinne dieser Richtlinien ge-

währleisten. Die offene Ganztagsschule kann 

in der Schule oder in schulnahen Einrichtungen 

(z. B. Einrichtungen der Jugendarbeit etc.) statt-

fi nden.

2.2 In Angeboten der offenen Ganztagsschule an 

Hauptschulen, welche die Voraussetzungen die-

ser Richtlinien erfüllen, können ausnahmsweise 

auch Schülerinnen und Schüler einer damit ver-

bundenen Grundschule aufgenommen werden, 

wenn für diese kein anderes geeignetes Angebot 

der Tagesbetreuung vorhanden ist und soweit die 

Zahl der teilnehmenden Grundschülerinnen und 

Grundschüler die Zahl der teilnehmenden Haupt-

schülerinnen und Hauptschüler unterschreitet.

2.3 Eine Förderung aus diesem Programm ist nicht 

möglich für Kinderhorte sowie für Betreuungs- 

und Förderangebote an Schulen, wenn für die 

gleiche Altersgruppe bereits ein Hort an der 

Schule eingerichtet ist. Projekte an Heimschulen 

oder Schülerheimen (Art. 106, 107 BayEUG) kön-

nen gefördert werden, wenn sie auch für externe 

Schülerinnen und Schüler offenstehen.

3. Zuwendungsempfänger

 Träger der offenen Ganztagsschule und damit 

Zuwendungsempfänger können kommunale 

oder freie gemeinnützige Träger sein. Nach dem 

Grundsatz der Subsidiarität soll Angeboten freier 

Träger der Vorzug gegeben werden.

 Kommunale Träger sind kreisangehörige Ge-

meinden, Gemeindeverbände, Verwaltungs-

gemeinschaften, kommunale Zweckverbände 

(Schulverbände), Landkreise und kreisfreie Städ-

te.

 Freie gemeinnützige Träger sind sonstige juris-

tische Personen des öffentlichen Rechts und sol-

che des privaten Rechts oder sonstige Träger, de-

ren Tätigkeit nicht auf Gewinnerzielung gerich-

tet ist.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Offene Ganztagsschulen erhalten eine staatliche 

Förderung, wenn die Mitfi nanzierung aus kom-

munalen Mitteln oder durch Drittfi nanzierung 

und aus Teilnehmerbeiträgen gesichert ist. Die 

Teilnehmerbeiträge sollen nach Art und Umfang 

der vereinbarten Betreuung bemessen und nach 

sozialen Gesichtspunkten gestaffelt sein.
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 Offene Ganztagsschulen an öffentlichen Schulen 

erhalten eine staatliche Förderung, wenn sich 

eine kommunale Körperschaft verpfl ichtet, das 

Projekt in mindestens der gleichen Höhe wie der 

Freistaat mitzufi nanzieren.

 Im Übrigen kann auch eine Mitfi nanzierung 

durch Dritte in mindestens der gleichen Höhe 

wie der Freistaat, insbesondere bei Schulen in 

freier Trägerschaft, erfolgen.

 Die Erklärung zur Übernahme der Mitfi nanzie-

rung muss dem Förderantrag beiliegen.

4.2 Die offenen Ganztagsschulen müssen einen ver-

bindlichen Leistungskatalog umfassen, der stets 

das Angebot einer täglichen Mittagsverpfl egung 

und einer Hausaufgabenbetreuung sowie ver-

schiedenartige Freizeitangebote enthalten muss, 

nach Möglichkeit ergänzt durch zusätzliche 

Lernhilfen und unterrichtliche Förderangebote. 

Nach Möglichkeit sollen bei schulischen und per-

sönlichen Problemen auch individuelle Beratung 

und weiter gehende sozialpädagogische Hilfen 

angeboten oder vermittelt werden.

 Die Angebote sollen nach Art und Umfang so 

ausgestaltet sein, dass die Entwicklung von frei-

heitlich-demokratischen, sittlichen und sozialen 

Werthaltungen ebenso wie personale, kognitive, 

physische und soziale Kompetenzen, Kreativität 

und freie Entwicklung der Persönlichkeit geför-

dert werden.

4.3 Die offene Ganztagsschule muss während des 

Schuljahres regelmäßig an mindestens vier 

Schultagen pro Woche gewährleistet sein und 

soll mindestens zwölf Stunden pro Woche umfas-

sen.

4.4 Die offene Ganztagsschule soll von einer päda-

gogischen Fachkraft geleitet und kontinuierlich 

betreut werden.

4.5 Die Projekte müssen in enger Zusammenarbeit 

mit den Schulen, für deren Schülerinnen und 

Schüler das Angebot bestimmt ist, durchgeführt 

werden. Eine aktive Mitwirkung von Lehrkräften 

bei den Angeboten der offenen Ganztagsschule 

ist möglich.

 Die Schulleitung trägt zur Umsetzung des pä-

dagogischen Konzepts bei und unterstützt die 

organisatorischen Maßnahmen. Bei Projekten in 

Räumen der Schule müssen alle wesentlichen 

Entscheidungen im Einvernehmen mit der Schul-

leitung getroffen werden.

4.6 Für die gesamte Zeit der offenen Ganztagsschule 

müssen geeignete Räume in ausreichender Zahl 

und Größe zur Verfügung stehen.

4.7 Zahl und Größe der Gruppen richten sich nach 

dem vorhandenen Personal- und Raumangebot.

5. Art und Umfang der Förderung

5.1 Die staatliche Zuwendung wird als Festbetrags-

fi nanzierung gewährt. Für die Förderung ist die 

Zahl der Plätze maßgeblich, die sich aus den zum 

Stichtag am 1. Oktober angemeldeten Schüle-

rinnen und Schülern und deren wöchentlichen 

Betreuungszeiten ergibt.

 Die staatliche Förderung beträgt bei einer durch-

schnittlichen Betreuungszeit von mindestens 

15 Wochenstunden 753,80 Euro je Betreuungs-

platz. Bei weniger als 15, aber mindestens zehn 

Wochenstunden vermindert sich die jährliche 

Zuwendung auf 75 % des Förderbetrages. Für 

behinderte oder von wesentlicher Behinderung 

bedrohte Kinder im Sinne von § 53 SGB XII oder 

von § 35a SGB VIII erhöht sich die Zuwendung 

auf den 4,5-fachen Satz des Förderbetrages, wenn 

die Voraussetzungen durch einen Eingliede-

rungshilfebescheid oder eine ärztliche Bescheini-

gung über den Eingliederungshilfebedarf nach-

gewiesen werden. Dabei ist eine entsprechende 

Förderung des Kindes durch qualifi ziertes Fach-

personal nachweislich sicherzustellen.

 Veränderungen nach dem Stichtag 1. Oktober 

werden zeitanteilig nur dann berücksichtigt, 

wenn sich dadurch der Gesamtumfang der Zu-

wendung um mehr als 20 % erhöht oder vermin-

dert.

5.2 Soweit Lehrkräfte staatlicher Schulen im Rah-

men ihrer Unterrichtspfl ichtzeit bei einer offenen 

Ganztagsschule für eine bestimmte Zeit Auf-

sichts- und Betreuungsaufgaben übernehmen, 

für die ansonsten anderes Personal eingesetzt 

werden müsste, vermindert sich die staatliche 

Zuwendung um den entsprechenden Anteil des 

Lehrergehalts. Dabei wird der Einsatz von 100 

Minuten in der Ganztagsbetreuung als äquiva-

lent für eine Stunde der Unterrichtspfl ichtzeit ge-

wertet.

5.3 Miet- und Betriebskosten für die Bereitstellung 

von außerschulischen Räumen können angerech-

net werden, soweit sie beim Träger tatsächlich 

anfallen. Eine Anrechnung scheidet aus, soweit 

für Räume bereits eine staatliche Förderung ge-

währt wird.

5.4 Die Förderung erfolgt im Rahmen der verfüg-

baren Haushaltsmittel. Bei Schulen in privater 

oder kommunaler Trägerschaft können auch 

Ganztagsschulen in rhythmisierter Form im Rah-

men verfügbarer Haushaltsmittel nach den Be-

stimmungen dieser Bekanntmachung gefördert 

werden.

6. Ausnahmeregelung

 In begründeten Einzelfällen, insbesondere hin-

sichtlich der Nutzungszeit oder des pädago-

gischen Konzepts, kann die Regierung Abwei-

chungen von einzelnen Bestimmungen dieser 

Richtlinien zulassen.

7. Antragsverfahren

7.1 Der Antrag auf staatliche Förderung ist vom Trä-

ger zu stellen und von der Schulleitung zu un-

terzeichnen. Dem Antrag sind neben der Erklä-
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rung zur Übernahme der Mitfi nanzierung eine 

Beschreibung und Konzeption der offenen Ganz-

tagsschule, eine Stellungnahme der beteiligten 

Schulen und ein Kosten- und Finanzierungsplan 

beizufügen.

7.2 Für offene Ganztagsschulen, die im folgenden 

Schuljahr beginnen oder fortgeführt werden sol-

len, sind die Anträge auf staatliche Förderung je-

weils bis zum 1. Juni über die Schulleitungen und 

bei Volksschulen über die Staatlichen Schulämter 

bzw. bei Realschulen und Gymnasien über die 

MB-Dienststellen bei der zuständigen Regierung 

einzureichen. Bis 15. Oktober sind die für die 

Zuschussberechnung maßgeblichen Teilnehmer-

zahlen zum Stichtag 1. Oktober nachzumelden. 

Dabei sind die teilnehmenden Schülerinnen und 

Schüler jeweils mit Jahrgangsstufen und Betreu-

ungszeiten anzugeben.

 Die Bewilligung und Zuweisung der Mittel über-

nimmt die zuständige Regierung. Das Staatsmi-

nisterium weist der Regierung entsprechend des 

festgestellten Bedarfs nach Maßgabe des Haus-

halts die Mittel zu.

 Soweit Mittel zur Verfügung stehen, ist eine spä-

tere Antragstellung nicht ausgeschlossen.

8. Schlussbestimmungen

 Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 

1. August 2008 in Kraft. Sie gilt für das Schuljahr 

2008/2009 und tritt mit Ablauf des 31. Juli 2009 

außer Kraft.

 Mit Ablauf des 31. Juli 2008 tritt die Bekanntma-

chung des Staatsministeriums für Unterricht und 

Kultus über die Förderung der offenen Ganz-

tagsschule für Schülerinnen und Schüler der 

Jahrgangsstufen 5 bis 10 vom 6. Februar 2007 

(KWMBl I S. 54) außer Kraft.

E r h a r d 

Ministerialdirektor
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2235.1.1.2-UK

Änderung der Bekanntmachung zum Vollzug 

der Schulordnung 

für die Gymnasien in Bayern; 

hier: Zeugnismuster

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus

vom 7. November 2008 Az.: VI.9-5 S 5422-6.99 482 

Die Bekanntmachung zum Vollzug der Schulord-

nung für die Gymnasien in Bayern; hier: Zeugnismus-

ter vom 4. April 2008 (KWMBl S. 106) wird wie folgt 

geändert:

1. Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. Beim Jahreszeugnis ist unter ‚Bemerkungen’ 

Folgendes einzufügen:

 (Bei den mit * gekennzeichneten Auswahl-

möglichkeiten ist jeweils ausschließlich das 

Zutreffende zu übernehmen.)

 (** Die erreichten Niveaustufen des Gemein-

samen europäischen Referenzrahmens für 

Sprachen sind aus der folgenden Tabelle zu 

entnehmen:

Fach Jahrgangsstufe 9 Jahrgangsstufe 10

Englisch
Selbständige 
Sprachverwen-
dung (B1)

Selbständige 
Sprachverwen-
dung (B1+)

F1, F2

Selbständige 
Sprachverwen-
dung (B1)

Selbständige 
Sprachverwen-
dung (B1+)

F3, It3, 
Ru3, Sp3

Elementare 
Sprachverwen-
dung (A2+)

Selbständige 
Sprachverwen-
dung (B1)

F/It/Ru/Spspb ---
Elementare 
Sprachverwen-
dung (A2)

5.1 Im Jahreszeugnis der jeweils betreffenden 

Jahrgangsstufe:

5.1.1 Soweit die Voraussetzungen zur Erlan-

gung des Kleinen Latinums/der gesi-

cherten Lateinkenntnisse entsprechend 

der Bekanntmachung des Bayerischen 

Staatsministeriums für Unterricht und 

Kultus vom 15. Februar 2008 (KWMBl 

S. 36) bzw. dem KMS vom 13. Januar 2008 Az.: 

VI.3-5 S 5510-6.13 108 vorliegen, im Jah-

reszeugnis der Jahrgangsstufe, in der die 

Voraussetzungen erfüllt sind:

 ,Dieses Zeugnis schließt das Kleine La-

tinum (gesicherte Kenntnisse in Latein) 

ein.’

5.1.2 Soweit die Voraussetzungen zur Erlangung 

des Latinums und/oder des Graecums 

entsprechend der Bekanntmachung des 

Bayerischen Staatsministeriums für Un-

terricht und Kultus vom 15. Februar 2008 

(KWMBl S. 36) bzw. der Bekanntmachung 

des Bayerischen Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus vom 16. März 2007 

(KWMBl I S. 150) vorliegen, im Jahres-

zeugnis der Jahrgangsstufe, in der die Vo-

raussetzungen erfüllt sind:

 ,Dieses Zeugnis schließt das Latinum – das 

Graecum – das Latinum und das Grae-

cum* gemäß Vereinbarung der Kultusmi-

nisterkonferenz vom 22. September 2005 

ein.’

5.2 Im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9:

 Bei mindestens Note ausreichend in den 

modernen Fremdsprachen:

)
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 ,Dieses Zeugnis schließt Kompetenzen 

entsprechend dem Gemeinsamen europä-

ischen Referenzrahmen für Sprachen auf 

folgenden Niveaustufen ein**:

 Englisch*:

 Französisch*:

 Italienisch*:

 Russisch*:

 Spanisch*:’

 Erreichte Niveaustufe(n) und gegebenen-

falls weitere Fremdsprachen sind indivi-

duell zu ergänzen.

5.3 Im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 10:

5.3.1 Bei mindestens Note ausreichend in den 

modernen Fremdsprachen:

 ,Dieses Zeugnis schließt Kompetenzen 

entsprechend dem Gemeinsamen europä-

ischen Referenzrahmen für Sprachen auf 

folgenden Niveaustufen ein**:

 Englisch*:

 Französisch*:

 Italienisch*:

 Russisch*:

 Spanisch *:’

 Erreichte Niveaustufe(n) und gegebenen-

falls weitere Fremdsprachen sind indivi-

duell zu ergänzen.

5.3.2 Für die Fächerkombination ‚Geschichte 

+ Sozialkunde’ wird die vorrückungsre-

levante Gesamtnote wie folgt aufgenom-

men:

 ,Vorrückungsrelevante Gesamtnote Ge-

schichte + Sozialkunde: …’

 Dies gilt für das Zwischenzeugnis entspre-

chend.“

2. Nr. 6 erhält folgende Fassung:

„6. Beim Zeugnis der allgemeinen Hochschul-

reife einschließlich desjenigen für andere 

Bewerberinnen und Bewerber ist unter 

Punkt IV.1 am Ende (Anlage 4) bzw. Punkt 

II. am Ende (Anlage 5) Folgendes einzufü-

gen:

6.1 Bei Vorliegen der Voraussetzung entspre-

chend der Bekanntmachung des Baye-

rischen Staatsministeriums für Unterricht 

und Kultus vom 16. März 2007 (KWMBl I 

S. 150):

 ,Dieses Zeugnis schließt das Latinum – das 

Graecum – das Latinum und das Grae-

cum* gemäß Vereinbarung der Kultusmi-

nisterkonferenz vom 22. September 2005 

ein.’

6.2 Falls das Latinum nicht erreicht wurde, je-

doch die Voraussetzungen zur Erlangung 

des Kleinen Latinums/der gesicherten La-

teinkenntnisse vorliegen:

 ,Dieses Zeugnis schließt das Kleine La-

tinum (gesicherte Kenntnisse in Latein) 

ein.’“

 

3. Diese Bekanntmachung tritt am 1. Dezember 
2008 in Kraft.

K u f n e r 

Ministerialdirigent
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2230.1.1.1.1.4-UK

Zulassung von Lernmitteln

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

für Unterricht und Kultus

vom 1. Dezember 2008 Az.: III.4-5 S 1321.1-5.131 311

Die nachstehend aufgeführten Lernmittel werden 

zum Gebrauch im Unterricht an den bayerischen 

Schulen für die im Einzelnen angegebenen Schular-

ten zugelassen. 

Die mit R gekennzeichneten Werke verwenden die 

neue Rechtschreibung und berücksichtigen die vom 

Rat für deutsche Rechtschreibung vorgelegten und 

von der Kultusministerkonferenz Anfang März 2006 

beschlossenen Änderungen.

1.  Lernmittelfreie Lernmittel
Allgemein bildende Schulen

Hauptschule

Arbeit – Wirtschaft – Technik

Auer Verlag, Donauwörth:

Auer Arbeit – Wirtschaft – Technik, v. Lüttringhaus 

u.a.:
R9: ISBN 978-3-403-03836-8, 1. Aufl . 08, 14,40 €, 

ZN 243/08-V (20.11.08), zugel. f.d. Jgst. 9/M9

Mathematik 

Schroedel Verlag, Braunschweig:

Mathe aktiv, Bayern: 
R10: hrsg. v. Bauhoff/Wynands, ISBN 

978-3-507-44060-9, Aufl . 08/Druck A1, 18,50 €, 

ZN 242/08-V (17.10.08)
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Realschule

Erdkunde

Schroedel Verlag, Braunschweig: 

Seydlitz Erdkunde, Realschule Bayern, v. Bacigalupo 
u.a.: 
R5: ISBN 978-3-507-52721-8, Aufl . 08/Druck A1, 
19,95 €, ZN 248/08-R (25.11.08)

2.  Lernmittel, die nur unter den Voraussetzungen 
des Art. 21 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen 

Schulfi nanzierungsgesetzes
vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 455, KWMBl I S. 251)

lernmittelfrei sind
Allgemein bildende Schulen

Realschule

Chemie

Cornelsen Verlag, Berlin/München:

RFormelsammlung Mathe/Physik/Chemie, Real-
schule Bayern, v. Einhauser/Hörter, ISBN 
978-3-464-52332-2, 1. Aufl . 08, 6,50 €, ZN 222/08-R 
(18.11.08), zugel. ab Jgst. 9 (vgl. M/Ph)

Mathematik

Cornelsen Verlag, Berlin/München:

RFormelsammlung Mathe/Physik/Chemie, Real-
schule Bayern, v. Einhauser/Hörter, ISBN 
978-3-464-52332-2, 1. Aufl . 08, 6,50 €, ZN 222/08-R 
(18.11.08), zugel. ab Jgst. 9 (vgl. Ch/Ph)

Physik

Cornelsen Verlag, Berlin/München:

RFormelsammlung Mathe/Physik/Chemie, Re-
alschule Bayern, v. Einhauser/Hörter, ISBN 
978-3-464-52332-2, 1. Aufl . 08, 6,50 €, ZN 222/08-R 
(18.11.08), zugel. ab Jgst. 9 (vgl. Ch/M)

3.  Nicht lernmittelfreie, aber zulassungspfl ichtige 
Lernmittel

Allgemein bildende Schulen
Gymnasium

Französisch

Ernst Klett Verlag, Stuttgart:

Génération pro – Cahier d’activités, zugel. in Fran-
zösisch als spät. beg. FS:
RNiveau débutants mit 2 CDs: v. Bauer u.a., ISBN 
978-3-12-524472-6, 1. Aufl . 08, 14,95 €, ZN 255/08-G8 
(14.11.08), zugel. f.d. Jgst. 10; die Zulassung bezieht 
sich nur auf das gedruckte Arbeitsheft

Die Zulassung der Unterrichtswerke tritt jeweils 
mit Wirkung des in Klammern angegebenen Datums 
in Kraft.

E r h a r d

Ministerialdirektor
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